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Vorwort zur 3. Auflage

Die zweite Auflage des Buches hat wieder eine erfreuliche Resonanz gefunden, so
dass es nach nunmehr 6 Jahren geboten erschien, das Werk einer gründlichen
Überarbeitung und Aktualisierung zu unterziehen. Dabei galt es, drei wichtige
neuere Entwicklungen zu berücksichtigen:

– Mit der Einführung der Doppik und der erstmaligen Erstellung von Bilanzen
wird die kommunale Kreditwirtschaft umfassender dargestellt und damit
wesentlich transparenter; das könnte auch das haushaltswirtschaftliche Han-
deln der Akteure beeinflussen;

– Derivate waren Ende der 90er Jahre noch ein Novum im deutschen Kommunal-
kredit; mittlerweile werden sie jedoch in einer Reihe von Kommunen ganz
selbstverständlich genutzt;

– Die Diskussion um öffentlich-private Partnerschaften hat nicht nur zu einer
Renaissance kreditähnlicher Rechtsgeschäfte geführt sondern auch neue
Aspekte für die Beurteilung, z. B. die Frage der Risikoallokation, herausgear-
beitet.

Soweit möglich ist daher in dieser Auflage dem neuen doppischen Haushalts-
recht breiter Raum gegeben. Bezug genommen wird dabei in der Regel auf die
Bestimmungen des Landes Nordrhein-Westfalen, bisweilen auch auf Regelungen
aus Rheinland-Pfalz. Der Abschnitt zu Derivaten ist erheblich erweitert worden,
zumal inzwischen eine Reihe von Erlassen zu dieser Thematik berücksichtigt wer-
den konnte. Schließlich sind – in den Abschnitt zu Leasing und leasingähnlichen
Rechtsgeschäften – die wichtigsten Erkenntnisse aus der Beschäftigung mit öffent-
lich-privaten Partnerschaften eingeflossen.

Erweitert wurden auch die Ausführungen zur Bonität des Kommunalkredits, die
im Zuge der Diskussion um „Basel II“ gegenwärtig eine beachtliche Rolle spielt.
Auch die interkommunale Kooperation im Kreditgeschäft konnte vertieft behan-
delt werden, da es inzwischen auch aus Deutschland erste Beispiele gibt. Vermehr-
te Aufmerksamkeit musste auch der Kassenkredit beanspruchen, der in den
vergangenen Jahren in vielen, vor allem größeren Städten zum dauerhaften Finan-
zierungsinstrument geworden ist. Verzichtet wurde dafür auf das eigenständige
Kapitel zur Konjunkturpolitik. Die Ausführungen wurden – soweit erforderlich –
in die Darstellung der Haushaltsgrundsätze integriert. Dabei galt vor allem der
innerstaatlichen Umsetzung des Stabilitäts- und Wachstumspaktes („Maastricht“)
das Interesse. Im Übrigen wurden die Ausführungen aktualisiert.

Auch diesmal darf der Verfasser denen danken, die wertvolle Hinweise zu Teilen
des Buches gegeben haben. Namentlich erwähnt seien Dr. Jörn Christen und Burk-
hard Landré, deren Ausführungen zu öffentlich-privaten Partnerschaften sehr
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hilfreich waren, Dr. Georg Schwarz, dessen Darstellung der interkommunalen
Kooperation und der Nutzung von Derivaten viel zu meinem Verständnis beigetra-
gen hat, Dr. Marco Daldoss und Dr. Terenzio Angelini, die mir die Bonitätsbeur-
teilung schweizerischer Gemeinden dargelegt haben, sowie Gernot Hub und
meinen Kollegen in den anderen Landesverbänden des Deutschen Städtetages,
die mich mit Materialien versorgt haben. Schließlich gilt mein Dank den Hörerin-
nen und Hörern der Deutschen Hochschule für Verwaltungswissenschaften, die in
verschiedenen Seminaren und Arbeitsgemeinschaften durch ihre Fragen den Dis-
kussionsprozess wesentlich vorangetrieben haben. Selbstverständlich trägt der
Verfasser für alle Irrtümer und Fehler allein die Verantwortung.

Mainz, im August 2006 Gunnar Schwarting
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Vorwort zur 1. Auflage

Das kommunale Haushaltsrecht weist der Kreditaufnahme einen gegenüber allen
anderen Einnahmequellen subsidiären Charakter zu. Dennoch zählt die Kredit-
aufnahme zu den wichtigen Instrumenten der Finanzierung kommunaler Investi-
tionen. Die Verschuldung der Städte, Gemeinden und Kreise in der
Bundesrepublik Deutschland hat unter Einschluß der Kommunen in den neuen
Bundesländern mittlerweile ein Volumen von weit über 150 Mrd. DM erreicht.
Nicht zuletzt vor dem Hintergrund zunehmender Finanzprobleme in den kommu-
nalen Haushalten sind daher Fragen der Verschuldungsgrenzen ebenso bedeutsam
wie Möglichkeiten eines optimalen Schuldenmanagements. Darüber hinaus hat
auch auf kommunaler Ebene die Diskussion über neue Formen der Investitionsfi-
nanzierung, wie das Leasing, den Ratenkauf, den Vor- bzw. Zwischenfinanzie-
rungsvertrag oder andere Gestaltungsmöglichkeiten vermehrt Interesse gefunden.

Eine neuere, umfassende Darstellung der vielfältigen Fragen kommunaler Kre-
ditwirtschaft gibt es derzeit nicht. Probleme des Kreditwesens werden in aller
Regel im Zusammenhang mit haushaltsrechtlichen Bestimmungen erörtert. Dabei
liegt das Schwergewicht zumeist auf den haushaltsrechtlichen Aspekten, haus-
haltswirtschaftliche und kreditpolitische Erwägungen werden demgegenüber eher
am Rande erwähnt.

Mit dem vorliegenden Buch soll der Versuch unternommen werden, ein mög-
lichst breites Spektrum der mit der Kreditaufnahme der Kommunen verknüpften
Fragestellungen anzusprechen. Zunächst werden einige finanzwirtschaftliche
Grundlagen, insbesondere die Frage nach ökonomischen Begründungen für die
Kreditfinanzierung kommunaler Ausgaben, dargestellt. Daran anschließend wird
eine Systematik wesentlicher Begriffe kommunaler Kreditwirtschaft gegeben. Ein
empirischer Überblick über die Kommunalverschuldung in der Bundesrepublik
Deutschland schließt diesen ersten Teil ab.

Der zweite Teil enthält die für die Kreditwirtschaft maßgeblichen haushalts-
rechtlichen Bestimmungen. Dabei werden vornehmlich die für Rheinland-Pfalz
und Thüringen geltenden Regelungen herangezogen. Soweit möglich werden
abweichende Vorschriften in anderen Bundesländern berücksichtigt. Der dritte
Teil befasst sich ausführlich mit praktischen Fragen der Kreditpolitik, insbesonde-
re dem Zeitpunkt der Kreditaufnahme, der Laufzeitenstruktur und Umschul-
dungsplanung, der Bewertung von Kreditkonditionen, der Gestellung von
Sicherheiten und der Kündigung bzw. Beendigung von Kreditverträgen sowie den
für die Kreditaufnahme maßgeblichen Verfahrensregeln. Schließlich werden in
dem Zusammenhang auch die Liquiditätsplanung und die Aufnahme von Kassen-
krediten angesprochen.
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Der vierte Teil ist einer Darstellung alternativer Formen der Investitionsfinan-
zierung gewidmet. Hierzu zählen eher klassische Finanzierungslösungen wie der
Bausparvertrag, die Leibrente oder das Erbbaurecht. Darüber hinaus werden
ergänzende Instrumente wie die Bürgschaftsgewährung oder das Factoring
berücksichtigt. Breiteren Raum nimmt schließlich das Leasing – ergänzt um Vor-
und Zwischenfinanzierungsverträge ein. Den Abschluß bildet ein Abschnitt, der
sich mit den konjunkturpolitischen Aspekten der Kreditaufnahme befasst. Im
Anhang sind dann verschiedene Rundschreiben und Erlasse der Aufsichtsbehör-
den zur kommunalen Kreditwirtschaft abgedruckt.

Der Verfasser dankt Herrn Hugo Beckmann, Herrn Friedhelm Ehlers, Herrn
Manfred Prinz und Herrn Walter Siebert für wertvolle Hinweise und Anregungen.
Es bedarf keiner besonderen Betonung, daß alle Fehler und Mängel selbstver-
ständlich allein zu Lasten des Autors gehen.

Mainz, im Juni 1994 Gunnar Schwarting
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